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Im Boletín Oficial del Estado (spanisches Amtsblatt - BOE) ist Gesetz Nr. 2/2019
vom 1. März veröffentlicht worden, durch welches das Gesetz zum geistigen
Eigentum geändert wird und folgende EU-Richtlinien in spanisches Recht
umgesetzt werden: EU-Richtlinie 2014/26 über die kollektive Wahrnehmung von
Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von
Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im
Binnenmarkt und EU-Richtlinie 2017/1564 über bestimmte zulässige Formen der
Nutzung bestimmter urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte
geschützter Werke und sonstiger Schutzgegenstände zugunsten blinder,
sehbehinderter oder anderweitig lesebehinderter Personen.

Grundlagen der bei der Umsetzung angewandten Kriterien sind in erster Linie die
Konformität mit dem Text der Richtlinien und - soweit möglich - der Grundsatz,
die derzeitigen Regelungen möglichst wenig zu ändern.

Die wichtigsten durch dieses Gesetz eingeführten Neuerungen betreffen die
Organisationen für die kollektive Rechtewahrnehmung: Durch Einführung einer
Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz (Festlegung einer
Verpflichtung zur Erstellung eines jährlichen Transparenzberichts, parallel zu den
Jahresabschlüssen) und Funktionsweise der Organisationen sowie der Verwaltung
geistiger Eigentumsrechte sollen die Kontrolle (Einrichtung eines internen
Kontrollorgans) und die Rechenschaftspflicht der Leitungs- und
Vertretungsgremien der genannten Organisationen verstärkt werden. In dem
Gesetz werden Maßnahmen festgelegt (einschließlich der Festsetzung von
Verteilungsobergrenzen), die verhindern sollen, dass für bestimmte Werke oder
Dienste Beträge verlangt werden, die im Verhältnis zu den durch ihre Verwertung
erzielten kommerziellen Erträgen oder Reichweiten unverhältnismäßig
sind (derartige missbräuchliche Praktiken wandte eine spanische Organisation für
die kollektive Rechtewahrnehmung in jüngerer Vergangenheit an).

Ebenso berücksichtigt werden neue Entwicklungen bei der Einziehung der
Einnahmen aus den Rechten; die Sanktionsregelung wurde geändert, um die
Aufteilung der Befugnisse, die maximale Frist für den Abschluss
verwaltungsrechtlicher Sanktionsverfahren infolge von Verstößen sowie den
Mechanismus für den Austausch von Informationen zwischen den europäischen
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Behörden festzulegen.

Das neue Gesetz umfasst Bestimmungen, die speziell für in Spanien tätige
Verwertungseinrichtungen anderer Staaten und für von einer
Verwertungseinrichtung abhängige Einheiten gelten. Es enthält zudem Regeln für
die neuen „unabhängigen Verwertungseinrichtungen“: Dabei handelt es sich um
Einrichtungen, die bereits in Spanien tätig sind, das traditionelle Monopol
durchbrechen und Rechte des geistigen Eigentums, wahrnehmen, die jedoch vor
dieser Reform außerhalb des Rechtsrahmens und der Aufsichtsbefugnisse der
Behörden agierten.

Darüber hinaus werden erstmals Regeln für Mehrgebietslizenzen für Online-
Rechte an Musikwerken festgelegt.

Die Verwertungseinrichtungen werden verpflichtet, allgemeingültige,
unkomplizierte und eindeutige Tarife zu definieren, welche die Vergütung für die
Verwendung ihres Repertoires bestimmen.

Der neue Text enthält außerdem Maßnahmen zur Bekämpfung von
Urheberrechtsverletzungen und sieht etwa die Möglichkeit zur Schließung von
Websites vor, die gegen Rechte des geistigen Eigentums gravierend und
wiederholt verstoßen, ohne dass dafür eine gerichtliche Genehmigung nötig ist.

Die Verordnung über die Verwendung von Werken und Diensten ohne die
Zustimmung des Rechteinhabers zugunsten von Menschen mit einer
Sehbehinderung oder anderweitig lesebehinderten Personen schließt auch
Material im Audio- und Digitalformat ein, um innerhalb des Binnenmarkts die
Verfügbarkeit und den Austausch bestimmter Werke und geschützter Elemente in
einem barrierefreien Format zu verbessern.

Darüber hinaus enthält das neue Gesetz genaue Regeln für das Folgerecht („Droit
de suite“), das durch die Verwertungseinrichtungen wahrgenommen werden kann
und - als neue Bestimmung - ab einem Verkaufspreis von EUR 800 gilt. Durch
dieses Recht werden Urheberinnen und Urheber geschützt, die über die spanische
Staatsbürgerschaft oder die Staatsbürgerschaft eines anderen EU-
Mitgliedsstaates verfügen, sowie jene mit der Staatsbürgerschaft eines
Drittstaates und gewöhnlichem Aufenthalt in Spanien.

Ley 2/2019, de 1 de 1 de marzo, por la que se modifica el texto refundido
de la Ley de Propiedad Intelectual, aprobado por el Real Decreto
Legislativo 1/1996, de 12 de abril, y por el que se incorporan al
ordenamiento jurídico español la Directiva 2014/26/UE del Parlamento
Europeo y del Consejo, de 26 de febrero de 2014, y la Directiva (UE)
2017/1564 del Parlamento Europeo y del Consejo, de 13 de septiembre
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de 2017

https://www.boe.es/diario_boe/txt.php?id=BOE-A-2019-2974

Gesetz 2/2019 vom 1. März zur Änderung des durch die Königliche
Gesetzesverordnung 1/1996 vom 12. April angenommenen Gesetzes zum
geistigen Eigentum und zur Umsetzung der Richtlinie 2014/26/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 und der
Richtlinie [EU] 2017/1564 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. September 2017 in spanisches Recht
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